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Meldungen:

Drittgrößte Gewerkschaft in
Großbritannien ernennt
Abdullah Öcalan zum 
Ehrenmitglied
Die Gewerkschaft GMB (Gene-
ral, Municipal, Boilermakers and
Allied Trade Union) ist mit etwa
650.000 Mitgliedern die dritt-
größte Gewerkschaft Großbri-
tanniens. Aktuell führt sie ihren
jährlichen Kongress in Bourne-
muth durch. Jetzt hat die GMB
Abdullah Öcalan zum Ehrenmit-
glied ihrer Gewerkschaft
ernannt. Ehrenmitgliedsausweis
und Zertifikat wurden vom Vor-
sitzenden der Gewerkschaft
GMB, Tim Roache überreicht.
Stellvertretend entgegen genom-
men wurde sie von Reimar Hei-
der, Mitglied der Internationalen
Initiative – Freiheit für Abdullah
Öcalan. Der internationale
Direktor der GMB, Bert Schou-
wenburg erklärte in seiner Eröff-
nungsrede: „Wir stehen in der
Schuld des kurdischen Volkes.
Vor hundert Jahren ist durch Bri-
tannien Kurdistan auf verschie-
dene Länder aufgeteilt worden.
Als Ergebnis dessen hat das kur-
dische Volk das ganze letzte Jahr-
hundert hindurch eine große
Zerstörung durchlitten. Ich
selbst habe vor einiger Zeit Kur-
distan besucht und bin direkt
Zeuge der Zerstörung der kurdi-
schen Städte durch die
Regierung Erdoğans geworden.
Ich hoffe, unser Bemühen wird
einen Beitrag dazu leisten das
kurdische Problem zu lösen.“
Neben der Ehrenmitgliedschaft
führt die GMB auch eine Kam-
pagne für die Freiheit Abdullah
Öcalans durch.

(ANF, 9.6., ISKU)

UN: Wir haben zur 
Einhaltung des internationalen
Rechts gemahnt
In Genf findet seit Montag die
32.Tagung des UN-Menschen-
rechtsrats statt. Die Tagung wird
bis zum 1. Juli andauern. Die
Eröffnungsrede hielt der Hohe
Kommissar der UN für Men-
schenrechte Zeid Ra’ad Al Hus-
sein. Zeid Ra’ad Al Hussein ging
in seiner Rede auch auf die Situ-
ation in der Türkei gegenüber
den KurdInnen ein. Er erklärte,
dass die Türkei in Nisêbîn
(Nusaybin) schwere Waffen zum
Einsatz gebracht habe. Wenn
man sich Satellitenbilder ansähe
würde man erkennen, dass ein
Großteil der Gebäude der Stadt
vollständig zerstört seien. Hus-
sein erklärte: „Wir haben einige
Male Erklärungen abgegeben
und unsere Besorgnis zum Aus-
druck gebracht. Wir haben zur
Einhaltung des internationalen

Im diesjährigen Index zur Pres-
sefreiheit der Reporter ohne
Grenzen liegt die Türkei auf
Platz 151 der insgesamt 180 auf-
gelisteten Staaten. Zurzeit sitzen
mindestens 36 JournalistInnen
aus nach Richtlinien des Euro-
päischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte nicht zu rechtferti-
genden Gründen in türkischen
Gefängnissen. Hinzu kommt
eine angesichts der politischen
Lage rassistische Repression, da
das Gros dieser JournalistInnen
kurdischer Herkunft ist. Trotz
dieser Tatsachen behauptet der
türkische Staat weiterhin, dass
der türkische Journalismus einer
der freiesten der Welt sei.
Die Gefahren und die Ein-
schränkungen der Pressefreiheit
haben sich vor allem in den letz-
ten Monaten in der Türkei ver-
schärft. Es gibt eine wachsende
Anzahl von mittlerweile fast
2000 JournalistInnen, Akademi-
kerInnen und weiterer Personen,
die wegen angeblicher
“Beleidigung Erdoğans” von
Prozessen und Haftstrafen
betroffen sind. In den letzten
Monaten hat die Regierung mit
wirksamer Anordnung vom 15.
Mai 2016 die Kontrolle über die
Redaktion der Zeitung Zaman,
der Nachrichtenagentur Cihan,
sowie der Verlagsgruppe Feza
übernommen. Diesen Nachrich-
tenorganisation wird allesamt
die Unterstützung des türkisch-
islamischen Predigers Fethullah
Gülen vorgeworfen, einem ehe-
maligen Weggefährten und nun-
mehr Feind des türkischen
Staatspräsidenten Erdoğan.

Nur drei Tage nach dem interna-
tionalen Tag der Pressefreiheit
wurden Can Dündar, Chefred-
akteur, sowie der Journalist
Erdem Gül der türkischen
Tageszeitung Cumhuriyet von
der Anklage des Versuches zum
Sturz der Regierung, sowie der
Spionage freigesprochen. Am 6.
Mai wurden Dündar und Gül
dann dennoch zu mehrjährigen
Haftstrafen wegen der Veröf-
fentlichung geheimer Staatsdo-
kumente verurteilt. Bei diesen
Dokumenten handelt es sich um
Papiere und Fotos, nach denen
der türkische Geheimdienst
(MİT – Mılli İstıhbarat
Teşkılatı) nachweislich schwere
Waffen und Ausrüstung an den
Islamischen Staat (IS) geliefert
hat. Zudem steht eine Neben-
klage der Staatsanwaltschaft
wegen der angeblichen Unter-
stützung einer Terrororganisa-
tion noch aus, diese Beschuldi-
gung bezieht sich wiederum auf
die Kritik der AKP-Regierung
und somit auf eine angebliche
Unterstützung der PKK (Partiya
Karkerên Kurdistanê – Arbeiter-
partei Kurdistans).
Natürlich ist nicht nur die türki-
sche Oppositionspresse betrof-
fen, sondern vor allem auch die
kurdische, so sehen sich die kur-
dische Nachrichtenagentur
Dicle (DIHA) und ihre Reporte-
rInnen systematischen Angriffen
des Staates ausgesetzt. Mehmet
Hakkı Yılmaz war einer der
ersten Journalisten vor Ort,
nachdem am 30. April eine
Autobombe des IS in Dîlok
(türk. Gaziantep) explodierte.

Noch vor Ort wurde Yılmaz
durch eine türkische Anti-Terror
Einheit (TEM) verhaftet und
festgesetzt, weil er seinem Beruf
nachging. Den Rechtsanwälten
der Nachrichtenagentur wurde
zunächst jegliche Auskunft ver-
weigert, erst nach massiven
Druck, konnte Kontakt zu
Yılmaz aufgenommen werden.
Zeitgleich überfielen türkische
Sicherheitskräfte Häuser im
Bezirk Savur der Stadt Mêrdîn
(türk. Mardin) und verhafteten
dabei den DIHA Reporter
Abdulkadir Turay, den kurdi-
schen Ko-Bürgermeister der
DBP (Demokratik Bölgeler Par-
tisi –Partei der Demokratischen
Regionen), sowie fünf weitere
EinwohnerInnen. Auch in die-
sem Fall wurden keine spezifi-
schen Informationen zur Verhaf-
tung und Anschuldigung veröf-
fentlicht, jedoch wurde bekannt,
dass sie in die örtliche Kaserne
der Gendarmerie (Militärpoli-
zei) verbracht wurden.
Es ist nicht überraschend, dass
der türkische Staat glaubt gegen
jegliches internationales und
nationales Recht handeln zu
können; solange keine scharfe
Kritik aus der westlichen Welt
ertönt, scheint der diktatorische
Staat fast unaufhaltsam. Die
ReporterInnen der Nachrichte-
nagentur DIHA sind Ziele der
türkischen Repression und Ver-
folgung seitdem die “Friedens-
verhandlungen” zwischen dem
Staat und der PKK von staat-
licher Seite abgebrochen wur-
den. So wurde ebenso der DIHA
Reporter Idris Yılmaz in Wan

Pressefreiheit und inhaftierte 
kurdische JournalistInnen 

in der Türkei

Der Militärrat von Minbic
erklärte, dass die Befreiung von
Minbic nun ihre 2. Phase
erreicht habe. In der Umgebung
der Stadt konnten eine große
Anzahl von Dörfern und Sied-
lungen vom DAIŞ dem soge-
nannten Islamischen Staat
befreit werden; zuletzt die 3
Dörfer Hudhud, Qenat El Xerra
und El Hamduniyê in unmittel-
barer Nähe der Stadt. Auch ste-
hen alle Zu- und Ausfahrtsstra-
ßen der Stadt unter Kontrolle

der Einheiten des Militärrats
von Minbic. Damit sind die
Vorbereitungen zur Befreiung
der Stadt abgeschlossen. Die
zweite Phase, die Befreiung der
Stadt, könne in Angriff genom-
men werden. Allerdings befin-
den sich in der Stadt weiterhin
Zivilisten. Der Militärrat von
Minbic erklärte, man täte aber
alles ihnen mögliche, um diese
vor Schaden zu bewahren.
Die Operation zur Befreiung
von Minbic wurde am 1. Juni

begonnen. Das oberste Kom-
mando für die Operation liegt
beim Militärrat von Minbic. In
ihm sind verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen und Eth-
nien miteinander verbunden.
Seit dem der Kommandant der
Shams Al-Shamal, Abu Layla,
bei den Kämpfen verletzt wurde
und gefallen ist trägt die Opera-
tion den Namen Şehit Komutan
Faysal Ebu Leyla.

(ANF, 12./14.6., ISKU)

2. Phase zur Befreiung 
von Minbic beginnt



Bericht der Untersuchungskom-
mission der UN zu den Angriffen

auf ÊzîdInnen veröffentlicht
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Rechts und zur Achtung des
Rechts auf Leben im Südosten
der Türkei gemahnt. Uns errei-
chen eine große Anzahl von
Berichten. Wir fordern, dass die
Türkei uns den Weg frei macht,
damit Teams die meinem Ressort
unterstehen dort hingehen und
die Vorwürfe vor Ort untersu-
chen können.“
In einem Interview der Zeitung
The Irish Times gegenüber
erklärte der Co-Vorsitzende der
HDP Selahattin Demirtaş, dass
wegen der Angriffe der letzten
Zeit etwa 500.000 KurdInnen
ihren Wohnsitz verlassen mus-
sten. Tausende Menschen haben
dabei gänzlich das Dach über
ihrem Kopf verloren und wissen
nicht mehr wo sie hin sollen.
Zehn Orte sind vollständig zer-
stört worden, die Menschen dort
benötigen dringend humanitäre
Hilfe. (ANF, 13.6., ISKU)
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12. Zilan Frauen Festival
In einer kapitalistischen Moder-
ne finden wir enorme Angriffe
gegen die Frau vor. Der Krieg,
den die Gesellschaften unterein-
ander führen, Nationalismus
und Rassismus, werfen sich
immer auf Frauen aus. Im Rah-
men der Auseinandersetzungen
von Klassen, im eigenen Haus,
in der Öffentlichkeit, finden
diese Angriffe statt.
Wie können Frauen sich dage-
gen verteidigen, sich organisie-
ren. Wie bewegt sich Frauen,
wenn sie im Bewußtsein von
Selbstverteidigung diesem
System begegnen. Im Wider-
stand von Kobane bis Şengal
und Bakur ist der Freiheits-
kampf von Frauen gegen die
vielfältigen Angriffe, die Selbst-
verteidigung grundlegend.
Neben dem kulturellen Pro-
gramm auf der großen Haupt-
bühne finden in drei verschiede-
nen Zelten Podiumsdiskussio-
nen statt.
18. Juni 2015 – 10 Uhr
Revierpark Wischlingen
(Dortmund-Wischlingen)

Am 3. August 2014 begannen
die Angriffe gegen die
ÊzidInnen im Şengal durch den
sogenannten Islamischen Staat
DAİŞ. In den folgenden Tagen
wurde Tausende ermordet und
entführt. Ein Massenexodus war
die Folge. Tausende flohen in die
nahen Berge mit nur dem auf
dem Leib das sie gerade anhat-
ten. Dort saßen sie fest. Umzin-
gelt von dem DAİŞ, bei Tempe-
raturen von 40 Grad und mehr,
ohne Wasser und Nahrungsmit-
tel. YPG- und YPJ-KämpferIn-
nen aus Rojava gelang es schließ-
lich das Gebiet zu erreichen und
eine Bresche in die Umzinge-
lung zu schlagen. Tagelang
konnten sie so einen Korridor
nach Rojava halten und zehn-
tausende ÊzidInnen retten. Aber
erst mehr als ein Jahr später
gelang es, das Gebiet von Şengal
aus den Händen des DAİŞ zu
befreien. Viele ÊzidInnen sind
auch heute noch in der Gewalt
des DAİŞ, weitere Vermisst oder
in Flüchtlingslagern. Außerdem
kommt es immer wieder zu
Angriffen des DAİŞ auf das
Gebiet der ÊzidInnen. Doch die
sind mittlerweile wehrhaft.
Nun hat die vom UN-Men-
schenrechtsrat (UNHRC)
beauftragte Untersuchungskom-
mission ihren Bericht zum

Überfall des DAİŞ auf die Êzîdi
im Şengal in Genf vorgestellt.
Der Bericht kommt zu folgen-
dem Fazit; der Islamische Staat
DAİŞ haben an den ÊzidInnen
einen Völkermord verübt. Die
Kommission ruft die Länder, die
sich zu einer Koalition gegen
den DAİŞ zusammen gefunden
haben dazu auf, alles in ihrer
Macht stehende zu unterneh-
men um die tausenden Êzîdi, die
immer noch in Gefangenschaft
sind, zu retten.
Viele konnten zwar bereits geret-
tet werden, aber es wird mit
etwa 3200 Frauen und Mädchen
gerechnet die weiterhin in der
Gewalt des DAİŞ sind. Die
Frauen werden dazu gezwungen
zum Islam zu konvertieren und
für den DAİŞ zu kämpfen. Zur
Anzahl der Männer im Şengal,
die in Gefangenschaft der DAİŞ
fielen oder auch jene die später
gerettet werden konnten, liegen
keine konkreten Zahlen vor.
Wie bei vielen Minderheiten so
sind auch die êzidischen Kur-
dInnen von Massakern, Folter
und sexueller Versklavung
betroffen. Alles geschieht mit
dem Ziel ihrer Vernichtung, wie
es im Bericht heißt. Der DAİŞ
habe „unvergleichliche Grau-
samkeit“ verübt an jeder êzidi-
schen Frau, jedem êzidischen

Mann und jedem êzidischen
Kind, die sie Gefangen nehmen
konnten. Frauen und Mädchen
werden kontinuierlich immer
wieder erneut verkauft oder von
Mitgliedern des DAİŞ unterein-
ander verschenkt. Frauen, denen
die Flucht aus der
Gefangenschaft des DAİŞ gelun-
gen ist berichten, durch
Mitglieder des DAİŞ vergewal-
tigt worden zu sein.
Im Bericht wird ebenfalls
erwähnt, dass der DAİŞ die
Êzid Innen als „Teufelsanbeter“
be trachten und jene die nicht
zum Islam übertreten ermorden
würden. „Der DAİŞ trennt die
über 12-jährigen Kinder und
Erwachsenen von ihren Familien
und tötet jene die nicht zum
Islam übertreten“, heißt es in
dem Bericht der Untersuchungs-
kommission. Der Vorsitzende
der Untersuchungskommission
Paulo Pinheiro forderte dann
auch den Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen dazu auf, das
Massaker an den ÊzidInnen als
Völkermord anzuerkennen. Soll-
te das Verbrechen als Völker-
mord anerkannt werden, müssen
die Länder, die Mitglied der UN
sind, Maßnahmen zum Schutz
der Êzidi ergreifen, dann wäre
auch eine Bestrafung der Täter
geboten. (ANF, 16.6., ISKU)

(türk. Van), sowie die Reporte-
rin der Frauennachrichtenagen-
tur JINHA, Vildan Atmaca ver-
haftet. Atmaca wurde während
der militärischen Ausgangssperre
im Stadtteil Erdiş festgenom-
men, als die EinwohnerInnen
ihr legitimes Recht ausübten
und gegen die Belagerung durch
die Polizei und das Militär pro-
testierten.
Später wurden Idris Yılmaz und
Vildan Atmaca vor Gericht
geführt und wegen “Propaganda
für eine Terrororganisation”,
sowie wegen “Beleidigung des
Präsidenten” verurteilt. Diese
Anklagen fungieren wie ein
Rundumschlag, um die lebens-
wichtigste Infratstruktur eines
demokratischen Prozesses zu
verhindern – der Meinungsfrei-
heit.
Es gibt noch viele weitere Bei-
spiele, wie z.B. Nedim Oruç, der
über zwei Tage vermisst wurde,
bevor er von einem Gericht in
Şirnex (türk. Şırnak) wegen
angeblicher Unterstützung der
PKK angeklagt wurde. Während
der 48 Stunden in denen Oruç
vermisst wurde, verbreitete sich
der hashtag �#�NedimOrucNe-
rede (Wo ist Nedim Oruç?) per
Twitter in kürzester Zeit, Men-
schen aus aller Welt kritisierten

darauf hin seine Festnahme.
Oruç wurde erst vor wenigen
Tagen entlassen, nachdem er
über 5 Monate im Gefängnis
saß.
Zurzeit sitzen rund 13 Reporte-
rInnen der Nachrichtenagentur
DIHA hinter Gittern, insgesamt
sind in der Türkei 36 Journali-
stInnen eingesperrt, davon
arbeiten 24 für kurdische Insti-
tutionen, fast alle sind kurdi-
scher Herkunft. Veröffentlichte
Fotos und Berichte weisen dar-
auf hin, dass sie gefoltert und
unter unmenschlichen Bedin-
gungen festgehalten werden.
Obwohl diese Behandlung keine
Besonderheit des türkischen
Staates im Umgang mit kurdi-
schen Gefangenen darstellt,
zeigt sich hier ein deutlicher
Unterschied, den der Staat zwi-
schen gefangenen kurdischen
und türkischen JournalistInnen
vollzieht. Der Staat zögerte
keine Minute internationales
Recht zu brechen und KurdIn-
nen mit brutalster und systema-
tischer Gewalt zu misshandeln.
Trotz dieser Tatsachen geht die
Verteidigung der Meinungs-
und Pressefreiheit weiter. Über
100 JournalistInnen, Künstle-
rInnen, AkademikerInnen und
SchrifstellerInnen haben einer

Erklärung veröffentlicht, die die
Freilassung der inhaftierten
DIHA ReporterInnen fordert.
In der Erklärung wird betont,
dass die DIHA JournalistInnen
festgenommen wurden, um zu
verhindern, dass sie über den
‘schmutzigen Krieg’ und die
Massaker in den kurdischen
Gebieten berichten. Die türki-
sche Öffentlichkeit soll einzig
die Meinung der AKP Presse
übernehmen und keine Solida-
rität mit dem kurdischen Frei-
heitskampf entwickeln, dies
beweist nur zu gut die Verhaf-
tung und Verurteilung einer
prominenten Person wie Can
Dündar.
Wie zu erwarten, zeigen weder
die türkische Regierung noch
Staatspräsident Erdoğan die
geringsten Anzeichen morali-
scher Bedenken oder von Gewis-
sensbissen. Es besteht kein inter-
nationaler Druck auf den sie
eingehen müssten, um eine
Säule einer demokratischen
Gesellschaft zu schützen. Wenn
uns die Geschichte etwas gelehrt
hat, dann das diejenigen, die die
Freiheit angreifen, besonders die
Pressefreiheit, diejenigen sind,
die letztlich damit ihren Unter-
gang besiegeln. 

(KQ, 12.6., ISKU)

Pressefreiheit und inhaftierte ...


